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A. A. Beteiligte Behörden/ Träger öffentlicher Belange/ Anlieger, die eine Stellungnahme abgegeben haben: 
 

1. Landkreis Emsland                                 (14.7.2017) 
 
Zum Entwurf der o.g. Bauleitplanung nehme ich als 
Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
Brandschutz 
Für die Löschwasserversorgung des Plangebietes ist zu 
berücksichtigen ist, dass ein Löschwasserbedarf von 
1.600 l/min (96 m3/h) für mindestens 2 Stunden sicherzu-
stellen ist. 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wurde auf Seite 7 
unter Punkt 6 „Ver- und Entsorgung" ein Löschwasserbe-
darf von 800 I/min angegeben. Die Planungsunterlagen 
sind entsprechend zu ändern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet. 

14. Industrie- und Handelskammer, OS (20.7.2017) 
 
die Industrie- und Handelskammer Osnabrück - Emsland - 
Grafschaft Bentheim trägt bezüglich der o.g. Planung 
keine Bedenken vor. Wir begrüßen die Planungen im 
Hinblick auf eine weitere, qualifizierte Innenstadtentwick-
lung. 
Mit der Planung werden die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zum einen für eine bessere bauliche 
Ausnutzbarkeit der Kerngebietsfläche geschaffen. Zum 
anderen wird anteilig eine Wohngebietsfläche in eine 
Mischgebietsfläche umgewidmet. Dadurch soll zukünftig 
eine für ein Kern- und Mischgebiet geordnete städtebauli-
che Entwicklung mit einem ausgewogenen Nutzungsmix 
ermöglicht werden. Das Erreichen eines einvernehmli-
chen Miteinander hinsichtlich der zu erwartenden 
Emissionen und der sozialen Verflechtungen muss 
gewährleistet werden, sodass etwaige Nutzungskonflikte 
vermieden werden können. Das wird zur Stärkung sowie 
zur Erweiterung des Ortskerns mit kern- und mischge-
bietsverträglichen Nutzungen als auch zur Steigerung der 
Attraktivität der Gemeinde Salzbergen beitragen können. 
Es ist vorgesehen, innerhalb des Plangebietes Vergnü-
gungsstätten und diesen wesensähnlichen Nutzungen 
auszuschließen. Durch die Festsetzungen wird ein 
städtebaulicher "Trading down-Effekts" im und um das 
Plangebiet vermieden. Wir gehen davon aus, dass im 
Gemeindegebiet geeignetere Standorte zur Ansiedlung 
von Vergnügungsstätten vorhanden sind, die nicht zu 
städtebaulichen Fehlentwicklungen führen. In der Regel 
sprechen wir uns für einen vollständigen Ausschluss von 
Wohnnutzungen im Erdgeschoss von kombinierten 
Wohn- und Geschäftshäusern aus, da im Kerngebiet die 
Erdgeschosslagen der Gewerbenutzung dienen sollen.  
Im konkreten Fall tragen wir keine Bedenken gegen diese 
Festsetzung vor, da sie entsprechend den Regelungen 
des § 1 Abs. 2 Satz 2 der textlichen Festsetzungen nur 
ausnahmsweise zulässig ist. 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 

23. LGLN Landesamt für Geoinformation und Landes 

      vermessung Nds., Katasteramt Lingen (25.7.2017) 
 
den mir übersandten Entwurf des o.a. Bebauungsplanes 
habe ich zur Kenntnis genommen. 
Die von mir wahrzunehmenden öffentlichen Belange 
werden von den mitgeteilten Planungsabsichten nicht 
berührt. 

 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
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Ich weise aber vorsorglich darauf hin, dass die erforderli-
che Bescheinigung nach Nr. 41.3 W-BauGB später nur 
dann erteilt werden kann, wenn zuvor eine noch zu 
beantragende Planunterlage der endgültigen Fassung des 
Bebauungsplanes zugrunde gelegt wird. 
Es fehlen Angaben in der Legende zur Planunterlage 
(Gemarkung, Flur, L4 und Stand vom...). 
 

 
 
Eine entsprechende Planunterlage ist bereits beim Kataster-
amt bestellt worden und wird dann als Grundlage für den 
Bebauungsplan verwendet. 
Die Angaben werden dann entsprechend ergänzt. 

24. LGLN, Kampmittelbeseitigungsdienst (27.7.2017) 
 
Sie haben im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder 
einer vergleichbaren Planung das Landesamt für 
Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen 
(LGLN), Regionaldirektion Hannover (Dezernat 6 - 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) 
beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie bitte 
der Anlage; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere 
Gefahrenerforschung empfohlen wird, mache ich darauf 
aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der 
Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen der Gefahren-
erforschung zuständig sind. 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine 
historische Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbil-
der für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch 
Abwurfmunition ausgewertet werden (Luftbildauswertung). 
Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbilder zu 
Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts 
kostenfrei auszuwerten, die Luftbildauswertung ist 
vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformati-
onsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nieder-
sächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch 
für Behörden kostenpflichtig. 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung 
durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende 
schriftliche Auftragserteilung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der anliegenden Ausführung des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes heißt es: 
„Es kann nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbe-
lastung im Planungsbereich vorliegt.“ 
 
Eine weitere Gefahrenerforschung wird hier insofern nicht 
empfohlen. 
 
 
Allerdings ist hier festzuhalten, dass das Plangebiet bereits 
jahrzehntelang baulich genutzt wird. Etwaige Kampfmittel 
sind entsprechend berücksichtigt bzw. entsorgt worden, 
darüber hinaus sind bislang keine weitere Hinweise auf 
Kampfmittel bekannt geworden. 

33. Deutsche Telekom GmbH, Münster (28.7.2017) 
 
Gegen den vorgelegten Bebauungsplan Nr. 102  
bestehen grundsätzlich keine Einwände. 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien 
der Telekom, die aus dem beigefügten Lageplan 
ersichtlich sind. Diese versorgen die vorhandene 
Bebauung. 
Die Belange der Telekom - z. B. das Eigentum der 
Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre 
Vermögensinteressen - sind betroffen. 
Ich gehe davon aus, dass die Telekommunikationslinien 
punktuell gesichert, aber unverändert in ihrer Trassenlage 
verbleiben können. 
Falls die betroffenen TK-Linien nicht ihrer jetzigen Lage 
verbleiben können, ist dem Träger des Vorhabens 
aufzuerlegen, die Kosten der Telekom für die Sicherung/ 
Änderung oder Verlegung der TK-Linien aufgrund des 
geplanten Vorhabens im erforderlichen Umfang zu tragen. 
Hinsichtlich geplanter Baumanpflanzungen ist das FGSV-
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen", Nr. 939, Ausgabe 2013, zu 
beachten. Entsprechend sind geeignete Materialien für 
den Wurzelschutz zu verwenden. Einer Bepflanzung 
oberhalb der TK-Linien ohne Wurzelschutz kann nicht 
zugestimmt werden, weil dadurch der Bau, die Unterhal-
tung und Erweiterung verhindert wird und ein erhebliches 
Schadensrisiko für die TK-Linien besteht. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
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Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass 
Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen 
(z.B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu 
den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. 
Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen 
und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit 
freigehalten, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit 
Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist 
deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor 
Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien 
der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten. 
Weitere Kabelauskünfte erhalten Sie unter der E-Mail-
Adresse Planauskunft.Westl@telekom.de oder im Internet 
unter https://trassenauskunft-kabel.telekom.de 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 

37. Westnetz GmbH, Bad Bentheim           (12.7.2017) 
 
Gegen die Verwirklichung bestehen unsererseits keine 
Bedenken. 
Die ungefähre Trasse der im Bereich des Plangebietes 
verlaufenden Versorgungseinrichtungen entnehmen Sie 
bitte den Auszügen aus unserem Planwerk- Unser 
Netzbezirk Bad Bentheim (Tel. 05922 7758 1016) ist nach 
vorheriger Rücksprache gern bereit, den Verlauf der 
erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit 
anzuzeigen. 
Vorsorglich machen wir darauf aufmerksam, dass alle 
Arbeiten in der Nähe unserer Versorgungseinrichtungen 
mit besonderer Sorgfalt auszuführen sind, da bei 
Annäherung bzw. deren Beschädigung Lebensgefahr 
besteht. Bei eventuellen Tiefbauarbeiten ist auf die 
vorhandenen Versorgungsleitungen Rücksicht zu 
nehmen, damit Schäden und Unfälle vermieden werden. 
Schachtarbeiten in der Nähe unserer Versorgungseinrich-
tungen sind von Hand auszuführen. 
Änderungen und Erweiterungen unserer Versorgungsein-
richtungen behalten wir uns unter Hinweis auf die §§ 
13,30,31 und 32 BauGB ausdrücklich vor. 
Wir bitten Sie und die späteren Grundstückseigentümer, 
bei den vorgesehenen Maßnahmen auf unsere vorhande-
nen Versorgungseinrichtungen Rücksicht zu nehmen. 
Diese Stellungnahme ergeht gleichzeitig im Auftrag und 
für die innogy Netze Deutschland GmbH als Eigentümerin 
der Anlagen. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 

38. EWE Netz GmbH, Oldenburg               (26.6.2017) 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und 
verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden 
Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/ Vorha-
bens zu Veränderungen im zu berücksichtigenden 
Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir freuen uns 
Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser 
modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung 
stellen zu können - damit es nicht zu Entscheidungen auf 
Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informie-
ren Sie sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art 
und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen über 
unsere Internetseite: 
https://www.ewe-netz.de/aeschaeftskunden/service/leitunqsplaene-abrufen. 

Die Aufstellung oder Veränderung von Leitplanungen 
kollidiert in der Regel nicht mit unserem Interesse an einer 
Bestandswahrung für unsere Leitungen und Anlagen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 
 

mailto:Planauskunft.Westl@telekom.de
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Sollte sich hieraus im nachgelagerten Prozess die 
Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. 
Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an 
anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten 
ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben, die 
anerkannten Regeln der Technik sowie die Planungs-
grundsätze der EWE NETZ GmbH gelten. Gleiches gilt 
auch für die Neuherstellung, z. B. Bereitstellung eines 
Stationsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. 
Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollständig 
zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei 
denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH 
haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich 
geregelt. 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen 
einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. 
Zur effizienten Bearbeitung von Anfragen und Stellung-
nahmen bauen wir unsere elektronischen Schnittstellen 
kontinuierlich aus. 
Bitte schicken Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen 
zukünftig an unser Postfach info@ewe-netz.de. 
Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihre Ansprech-
partnerin Frau Ingrid Wienken unter der folgenden 
Rufnummer: 04471 7011-294. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird beachtet. 

Nachfolgende Behörden haben eine Stellungnahme 

abgegeben und dort keine Bedenken geäußert: 

 

13. Handels- und Dienstleistungsverband (27.7.2017) 

      Osnabrück - Emsland 

15. Handwerkskammer OS-EL-NOH (17.7.2017) 

16. Staatl. Gewerbeaufsichtsamt OS (1.8.2017) 

35. Vodafone Kabel Deutschland (27.7.2017) 

39. TAV, Trink- und Abwasserverband (30.6.2017) 

      Bad Bentheim, Schüttorf, Salzbergen u. Emsbüren 
 

 
Die Stellungnahmen werden beachtet. 
 

B. Beteiligte Behörden/ Träger öffentlicher Belange/ Anlieger, die keine Stellungnahme abgegeben haben: 
 

 

12. Agentur für Arbeit, Nordhorn 

34. Deutsche Glasfaser, Meppen 
 

 
Die Gemeinde geht davon aus, dass in Bezug auf diese 
Planung seitens der Beteiligten keine Anregungen oder 
Bedenken bestehen. 
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